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Betreff: Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz; 
Entwurf einer Novelle 2004; 

BUNDESMINISTERIUM für 
WIRTSCHAFT und ARBEIT 

Name/Durchwahl: 
MR Dr. Jilg I 3015 

Geschäftszahl: 
551.352120-IV/1/04 

Begutachtungsverfahren und Konsultationsmechanismus 

Beiliegend übermittelt das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit den Entwurf 

einer Novelle 2004 zum Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz samt 

Vorblatt und Erläuterungen mit dem Ersuchen um Stellungnahme 

bis 18. Februar 2004. 

Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine do. Stellungnahme eingelangt sein, darf 

angenommen werden, dass gegen den gegenständlichen Entwurf keine Bedenken 

obwalten. 

Gleichzeitig wird gebeten, sofern die do. Stellungnahme den Umfang einer Seite 

übersteigt, die Stellungnahme auf Diskette oder per E-Mail an die Adresse: 

POST@IV1.BMWA.GV.AT 

zu übermitteln. 

A-1015. Schwarzenbergplatz 1, Tel: +43 (1) 71100-0, Fax: +43 (1) 714 35 83 
E-Mail: post@IV1.bmwa.gv.at, Homepage: www.bmwa.gv.at 
DVR 0037257 
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Zusatz für die Verbindungsstelle der Bundesländer, die Ämter der Landes­

regierungen, den Städtebund und den Gemeindebund: 

Der vorliegende Gesetzesentwurf wird auch gleichzeitig unter Berufung auf die 

Vereinbarung über den Konsultationsmechanismus, BGB!. I Nr. 55/1999, übermittelt. 

Ein Verlangen kann innerhalb von vier Wochen ab Zustellung des Gesetzes­

entwurfes gestellt werden. Ein derartiges Verlangen ist nur dann rechtzeitig gestellt, 

wenn es wahlweise bei folgenden Stellen 

• Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, 1015 Wien, 

Schwarzenbergplatz 1 

• Fax Nr.: +01 714 35 83 

• E-Mail: post@IV1.bmwa.gv.at 

vor Ablauf des letzten Tages der Frist einlangt. Ein vor Ablauf des letzten Tages der 

Frist eingebrachtes. aber erst nach Ablauf der Frist einlangendes Verlangen ist 

verspätet und daher unbeachtlich. 

Beilage 

Für die Richtigkeit 
der,Ausfertig ung: 

lrJ\rM 

Wien, am 29. Jänner 2004 
Der Bundesminister: 

BARTENSTEIN 
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_______________ ~l~~-

An das 
Präsidium des Nationalrates 
c/o Parlament 
Dr. Karl Renner-Ring 3 
1017 Wien 

Betreff: Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz; 
Entwurf einer Novelle 2004; 

BUNDESMINISTERIUM für 
WIRTSCHAFT und ARBEIT 

Name/Durchwahl: 
MR Dr. Jilg I 3015 

Geschäftszahl: 
551.352/20-IV/1/04 

Begutachtungsverfahren und Konsultationsmechanismus 

Bezugnehmend auf die Entschließung des Nationalrates aus Anlass der Verabschie­

dung des Geschäftsordnungsgesetzes 1961, BGBI.Nr.178/1961 , übermittelt das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit in der Beilage den Entwurf einer 

Novelle 2004 zum Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz. 

Als Frist für die Abgabe der Stellungnahme wurde der 18. Februar 2004 vorge­

sehen. 

Dieser Gesetzesentwurf wurde auch gleichzeitig unter Berufung auf die Verein­

barung über den Konsultationsmechanismus, BGBI. I Nr. 35/1999, übermittelt. Ein 

Verlangen gemäß Art. 2 Abs. 1 kann binnen vier Wochen ab Zustellung des 

Gesetzesentwurfes gestellt werden. Ein derartiges Verlangen gilt als rechtzeitig 

gestellt, wenn es wahlweise bei folgenden Stellen vor Ablauf des letzten Tages der 

Frist einlangt: 

A-1015. Schwarzenbergplatz 1, Tel: +43 (1) 71100-0, Fax: +43 (1) 714 35 83 
E-Mail: post@IV1.bmwa.gv.at, Homepage: www.bmwa.gv.at 
DVR: 0037257 
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• Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit. 1015 Wien. 

Schwarzenbergplatz 1 

• Fax Nr.: +01 714 3583 

• E-Mail: post@IV1.bmwa.gv.at 

Beilage 

Für die Richtigkeit 
denAusfertigung: 

l \i-;. r 
L-..... 

) 
I, '_ 

~ . 

Wien. am 29. Jänner 2004 
Für den Bundesminister: 
BARTENSTEIN 
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" 

Entwurf 

Bundesgesetz, mit dem das Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Elektrizitätswirtschafts- und -organisations gesetz, BGBL 1 Nr. 14311998, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 149/2002, wird wie folgt geändert: 

1. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Z 17 wirdfolgende Z 17a eingefügt: 
,,17a. "horizontal integriertes Elektrizitätsunternehmen<4 ein Unternehmen, das mindestens eine der Funktio­

nen kommerzielle Erzeugung, Übertragung, Verteilung von oder Versorgung mit Elektrizität wahr­
nimmt und das außerdem eine weitere Tätigkeit außerhaIb des Elektrizitätsbereichs ausübt;" 

2. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Z 40 wirdjoJgende Z 40a eingefogt: 
,,40a. "Übertragungsnetzbetreiber" eine natürliche oder juristische Person, die verantwortlich tur den Betrieb, 

die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Übertragungsnetzes und gegebenenfalls der Ver­
bindungsleitungen zu anderen Netzen so_wie filr die Sicherstellung der langfristigen Fähi~eit des Net­
zes, eine angemessene Nachfrage nach Ubertragung von Elektrizität zu befriedigen, ist; Ubemagungs­
netzbetreiber sind die Verbund Austrian Power Grid AG, die Tiroler Regelzonen AG und die VKW -
Übertragungsnetz AG" 

3. (Grundsatzbestimmung) § 7 Z 43 lautet: 
,,43. "Versorgung" den Verkauf einschließlich des Weiterverkaufs von Elektrizität an Kunden;" 

4. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Z 43 wirdfolgende Z 43a eingefügt: 
.,43a. "Verteilemetzbetreiber" eine natürliche oder juristische Person, die verantwortlich ist tur den Betrieb, 

die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in einem bestimmten Gebiet und 
gegebenenfalls der Verbindungsleirungen zu anderen Netzen sowie filr die Sicherstellung der langfristi­
gen Fähigkeit des Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Verteilung von Elektrizität zu befriedi­
gen;" 

5. (Grundsatzbestimmung) § 7 Z 46 lautet: 
,,46. "vertikal integriertes Elektrizitätsuntemehmen" ein Unternehmen oder eine Gruppe von Unternehmen, 

deren gegenseitige Beziehungen durch Rechte, Verträge oder andere Mittel begründet werden, die ein­
zeln oder zusammen unter Berücksichtigung aller tatsächlichen oder rechtlichen Umstände die Mög­
lichkeit gewähren, einen bestimmenden Einfluss auf die Tätigkeit eines Unternehmens, insbesondere 
durch 
a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit oder an Teilen des Vermögens des Unterneh­

mens; 
b) Rechte oder VeMge, die einen bestimmenden Einfluss auf die Zusammensetzung, die Beratungen 

oder Beschlüsse der Organe des Unternehmens gewähren, 
auszuilben, wobei das betreffende Unternehmen bzw. die betreffende Gruppe mindestens eine der Funk­
tionen Übertragung oder Verteilung und mindestens eine der Funktionen Erzeugung von oder Versor­
gung mit Elektrizität wahrnimmt;" 

6. (Grundsatzbestimmung) § 7 Z 48 lautet: 
,,48. "Zählpunkt" Einspeise- oder Entnahmepunkt, an dem ein Wirkenergiefluss zähltechnisch erfasst und 

registriert wird." . 
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7. (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Dem § 8 Abs. 3 wird nach der Z 3 folgender Schlussabsatz angefügt: 
,,Einnahmen aus dem Eigentum am Übertragungs- oder Verteilernetz sind in den Konten gesondert auszuwei­
sen." 

8. (Grundsatzbestimmung) § 22 Abs. 1 lautet: 

"e I) Die Ausfiihrungsgesetze haben fiir den Bereich der von den Übertragungsnetzen abgedeckt wird, die 
von der Verbund Austrian Power Grid AG, die Tiroler Regelzonen AG und VKW - Übertragungsnetz AG be­
trieben werden, vorzusehen, dass jeweils ein Regelzonenbereich gebildet wird. Zur Sicherstellung der Unabhän­
gigkeit der Übertragungsnetzbetreiber habeIl die Ausfiihrungsgesetze eine sinngemäße Anwendung der im § 26 
Abs. 3 Z I bis 4 enthaltenen Grundsätze vorzusehen. Der gemeinsame Betrieb eines Übertragungs- und Vertei­
lernetzes durch einen Regelzonenfilhrer ist unter der Voraussetiung zulässig, dass fiir das Übertragungs- und 
Verteilernetz eigene Rechnungskreise eingerichtet sowie die Bilanzen und Ergebnisrechnungen gesondert aus­
gewiesen werden. Darüber hinaus ~d di6 Zuweisungsregeln zu den einzelnen Rechnungskrejsen zu veröffentli­
chen." 

9. (Grundsatzbestimmung) Dem § 26 werden nachstehende Abs. 3 bis 5 angefügt: 

,.(3) Für Verteilernetzbetreiber, in deren Netz mehr als 50000 Zählpunkte bestehen, haben die AusfUh­
rungsgesetze als Konzessionsvoraussetzung jedenfalls vorzusehen, dass Konzessionswerber, die zu einem verti­
kal integrierten Unternehmen gehören, zumindest in ihrer Rechtsform. Organisation und Entscheidungsgewalt 
unabhängig von den übrigen Tätigkeitsbereichen sein müssen, die nicht mit der Verteilung zusammenhängen. 
Weiters haben die Ausfilhrungsgesetze vorzusehen, dass im Falle einer Konzessionserteilung insbesondere auch 
durch entsprechende Auflagen oder Bedingungen sichergestellt wird, dass der Verteilernetzbetreiber hinsichtlich 
seiner Organisation und Entscheidungsgewalt unabhängig von den übrigen Tätigkeitsbereichen eines vertikal 
integrierten Unternehmens ist, die nicht mit der Verteilung zusammenhängen. Zur Sicherstellung dieser Unab­
hängigkeit in einem integrierten Elektrizitätsunternehmen ist insbesondere vorzusehen, 

1. dass die fiir die Leitung des Verteilernetzbetreibers zuständigen Personen nicht betrieblichen Einrich­
tungen des integrierten Elektrizitätsunternehmens angehören, die -direkt oder indirekt fiir den laufenden 
Betrieb in den Bereichen Elektrizitätserzeugung und -versorgung zuständig sind; 

2. dass die berufsbedingten Interessen der filr die Leitung des Verteilernetzbetreibers zuständigen Personen 
(Gesellschaftsorgane) in einer Weise berücksichtigt werden, dass deren Handlungsunabhängigkeit ge­
währleistet ist, wobei insbesondere die GrUnde fiir die Abberufung eines Gesellschaftsorgans des Vertei­
lernetzbetreibers, in cer Gesellschaftssatzung des Verteilernetzbetreibers klar zu umschreiben sind; 

3. dass filr Vermögenswerte, die filr den Betrieb, die Wartung oder den Ausbau des Netzes erforderlich 
sind, die tatMchliche Entscheidungsbefugnis des Verteilernetzbetreibers gewährleistet ist; wobei insbe­
sondere sicher zu stellen ist, dass diese unabhängig von dem integrierten Elektrizitätsunternehmen aus­
geübt wird; 

4. dass der Verteilernetzbetreiber ein Gleichbehandlungsprogramm aufstellt, aus dem hervorgeht, welche 
Maßnahmen zum Ausschluss diskriminierenden Verhaltens getroffen werden; weiters sind Maßnahmen 
vorzusehen, durch die die ausreichende Überwachung der Einhaltung dieses Programms gewährleistet 
wird. In diesem Programm ist insbesondere festzulegen, welche Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick 
auf die Erreichung dieses Ziels haben. Der für die Aufstellung und Überwachung der Einhaltung des 
Gleichbehandlungsprogramms gegenüber der Landesregierung benannte Gleichbehandlungs­
verantwortliche hat dieser und der Energie-Control GmbH jährlich einen Bericht über die getroffenen 
Maßnahmen vorzulegen und zu veröffentlichen. Die filr die Überwachung des Gleichbehandlungs­
programms zuständige Landesregierung hat der Energie-Contro! GmbH jährlich einen zusammen­
fassenden Bericht über die getroffenen Maßnahmen vorzulegen und diesen Bericht zu veröffentlichen. 

(4) Abs. 3 Z 1 steht der Einrichtung von Koordinierungsmechanismen nicht entgegen, durch die sicherge­
stellt wird, dass die wirtschaftlichen Befugnisse des Mutteruntemehmens und seine Aufsichtsrechte über das 
Management im Hinblick auf die Rentabilität eines Tochterunternehmens geschützt werden. Insbesondere ist zu 
gewährleisten, dass ein Mutterunternehmen den jährlichen Finanzplan oder ein gleichwertiges Instrument des 
Verteilernetzbetreibers genehmigt und generelle Grenzen filr die Verschuldung seines Tochteruntemehmens 
festlegt. Weisungen beZilglich des laufenden Betriebs oder einzelner Entscheidungen tiber den Bau oder die 
Modernisierung von Verteilerleitungen, die über den Rahmen des genehmigten Finanzplans oder eines gleich­
wertigen Instruments nicht hinausgehen, sind unzulässig. 

(5) Die Ausfilhrungsgesetze haben vorzusehen, dass dem Aufsichtsrat von Verteilernetzbetreibern, die zu 
einem integrierten Unternehmen gehören., mindestens zwei Mitglieder angehören., die von der Muttergesellschaft 
unabhängig sind." 
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" 

10. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht) In § 64 Abs. 1 Z 2 wird der Punkt am Satzende durch einen Strich­
punkt ersetzt undfolgende Z 3 angefügt: 

,,3. seiner Verpflichtung zur Erfilllung der Rechnungslegungsbestimmungen gemäß § 8 oder den Bestim­
mungen der gemäß § 8 Abs. 4 erlassenen Verordnung nicht nachkommt" 

11. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht) In § 64 Abs. 2 entfällt die Z 1. die Z 2 bis 5 erhalten die Bezeich­
nungen" 1" bis ,,4". 

12. Nach § 68 wirdfolgender § 68a samt Oberschrifi eingefügt: 

"Übergangsbestimmungen zur Novelle BGBI. I Nr .•... .12004 

§ 68a. (1) (Grundsatzbestimmung) Die Ausführungsgesetzes haben vorzusehen, dass vertikal integrierte E­
lektrizitätsunternehmen oder Unternehmen, die zu einem vertikal integrierten Unternehmen im Sinne des § 7 
Z 46 gehören und die am 1. Juli 2004 Träger einer Konzession der in Ausführung des § 26 erlassenen landes ge­
setzIichen Bestimmungen sind, bis spätestens 1. Jänner 2006 der Landesregierung ein Unternehmen zu benennen 
haben, auf das die Konzession bei Erfüllung der Konzessionsvoraussetzungen zu übertragen ist. Bei Erfüllung 
der Konzessionsvoraussetzungen hat das benannte Unternehmen einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Kon­
zession in dem zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bestehenden Umfang. Die Benennung 
des bisherigen Konzessionsträgers ist zulässig, wenn die gesetzlich vorgesehenen Konzessionsvoraussetzungen 
erfilllt werden. Die Konzessionserteilung hat in Anwendung der in Ausfiihrung des § 26 erlassenen Landesgeset­
zes zu erfolgen. Erstreckt sich das Verteilernetz über zwei oder mehrere Länder, haben die beteiligten Länder 
gemäß Art. 15 Abs. 7 B-VG vorzugehen. 

(2) (Grundsatzbestimmung) Abs. 1 findet keine Anwendung auf vertikal integrierte Elektrizitäts­
unternehmen oder Unternehmen, die zu einem vertikal integrierten Unternehmen im Sinne des § 7 Z 46 gehören, 
wenn die Anzahl der bestehenden Zählpunkte 50 000 nicht übersteigt. 

(3) (Grundsatzbestimmung) Kommt ein vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen seiner Verpflichtung 
zur Benennung eines geeigneten Konzessionsträgers gemäß Abs. 1 nicht nach, hat die Landesregierung gegen 
den bisherigen Konzessionsträger ein Konzessionsentziehungsverfahren gemäß § 37 einzuleiten und darüber 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu berichten. Zur Aufrechterhaltung des Netzbetriebes kann auch 
ein anderes Elektrizitätsunternehmen in das Netz des bisherigen Konzessionsträgers eingewiesen werden. Er­
streckt sich das Verteilernetz über zwei oder mehrere Länder, haben die beteiligten Länder gemäß Art. 15 Abs. 7 
B-VG vorzugehen. 

(4) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass Bescheide, die im Wider­
spruch zu § 7 Z 40a stehen. spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten des jeweiligen Ausführungegesetzes 
außer Kraft treten. 

(5) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Kommt ein vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen, des­
sen Netz sich über mehr als zwei Länder erstreckt, seiner Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht nach, hat die Ein­
weisung durch den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu erfolgen. Die Behörde hat dem Elektrizitätsbei­
rat aber ihre Tätigkeit im Rahmen ihrer Überwachungs- und Aufsichtsfunktion Bericht zu erstatten und in geeig­
neter Weise zu veröffentlichen. 

(6) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Die im Zusammenhang mitder Entflechtung durchzuführenden 
Umstrukturierungen durch Umgründungen jeder Art erfolgen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge; dies gilt 
insbesondere rur Einbringungen. Die Umgrundungsvorgänge sind von allen bundes gesetzlich geregelten Steu­
ern, Abgaben und Gebühren befreit, die mit der Gründung oder einer VennögensObertragung verbunden sind. 
Diese Befreiungen gelten auch für anlässlich der Umstrukturierung begründete Rechtsverhältnisse, insbesondere 
Bestandsverträge, Dienstbarkeiten, sowie Darlehens- und Kreditverträge. Die Umgrundungsvorgänge gelten als 
nicht steuerbare Umsätze im Sinne des UStG 1994, BGBL Nr. 663, in der geltenden Fassung; der Übernehmer 
tritt für den Berei<:h der Umsatzsteuer unmittelbar in die Rechtsstellung des Übertragenden ein. Im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des UmgTÜndungssteuergesetzes, 8GB\. 699/1991, in der geltenden Fassung mit der 
Maßgabe, dass das Umgrundungssteuergesetz auch dann anzuwenden ist, wenn kein Teilbetrieb im Sinne des 
U n<gTÜndungssteuergesetzes vorliegt. 

(7) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Wenn im Zusammenhang mitder Durchführung der Entflech­
tung auch das Eigentum am betreffenden Netz einschließlich der dazugehörigen Hilfseinrichtungen auf den 
Netzbetreiber übertragen wird, gehen vertraglich oder behördlich begründete Dienstbarkeits- und Leitungsrechte 
an Liegenschaften und sonstige für den sicheren Betrieb und den Bestand des Netzes einschließlich der dazuge­
hörigen Hilfseinrichtungen erforderliche Rechte auf den Netzbetreiber von gesetzeswegen über. Wenn zum 
Zweck der Durchruhrung der Entflechtung andere zur Gewährleistung der Funktion des Netzbetreibers notwen­
digen Nutzungsrechte am betreffenden Netz übertragen werden, sind sowohl der Netzeigentümer als auch der 
diese anderen Nutzungsrechte Ausubende berechtigt, die Nutzungsrechte in Anspruch zu nehmen." 
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J J. Nach § 7 J Abs. 6 wirdfolgender Abs. 6a eingefügt: 

,,(6a) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Die Länder haben die Ausfilhrungsgesetze zu den, im Bun­
desgesetz BGBL I Nr. xxxl2004 enthaltenen Grundsatzbestimmungen innerhalb von sechs Monaten vom Tag der 
Kundmachung des BGBI. I Nr. xxx/2004 zu erlassen und in Kraft zu setzen." 
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", 

Vorblatt 

Problem: 

Durch die Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003, ABI. L 
176 vom 15.7.2003, S 37, über gemeinsame Vorschriften für den Elekrrizitätsbinnenmarkt und zur Auf­
hebung der Richtlinie 96/92lEG (CELEX: 32003L0054), wurden die Mitgliedstaaten verpflichtet, zur 
Erreichung eines voll funktionsflihigen Elektrizitätsbinnenmarktes Regelungen zu erlassen, die einen 
nichtdiskriminierenden Netzzugang zu angemessenen Preisen gewährleisten. 

Das österreichische Elektrizitätsrecht hat die nunmehr auf Grund dieser Richtlinie vorgesehenen Ände­
rungen weitgehend vorweggenommen, sodass sich ein tatsächlicher Anpassungsbedarf des Elektriziats­
wirtschafts- und -organisationsgesetzes an die geanderten gemeinschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen 
nur bezüglich der rechtlichen und organisatorischen Entflechtung von Verteilernetzbetreibern ergibt, die 
zu einem vertikal integrierten Unternehmen gehören. 

Ziel: 

Anpassung der innerstaatlichen Rechtsordnung an die Richtlinie 2003154lEG im Rahmen der durch die 
Bundesverfassung fUr das Elektrizitätswesen vorgegebenen Kompetenzverteilung (Art. 12 Abs. 1 Z 5 B­
VG). 

Inhalt: 

Die in der Richtlinie enthaltenen Bestimmungen über die Entflechtung, die die Betreiber von Verteiler­
netzen zu erfUllen haben, sollen als Konzessionsvoraussetzungen verankert werden, Bestehende vertikal 
integrierte Elektrizitätsuntemehmen werden im Rahmen einer Übergangsbestimmung verpflichtet, Maß­
nahmen der organisatorischen Entflechtung zu treffen. 

Alternativen: 

Keine 

Finanzielle Auswirkungen: 

Keine das normale Ausmaß der Administration übersteigenden Kosten. 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Umsetzung der Richtlinie 2003/54/EG über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsmarkt und zur 
Aufhebung der Rechtlinie 96/9211EG (CELEX: 32003L0054). 

Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 

Keine 
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Erläuterungen 

Allgemein 

1. Änderungen der Rahmenbedingungen im EU-Bereich 

Durch die Richtlinie 2003/541EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003, ABI. 
L ]76 vom 15.7.2003, S 37, über gemeinsame Vorschriften ftlr den Elektrizitätsmarkt und zur Aufhe­
bung der Richtlinie 96/9211EG (in der Folge auch als Revisionsrichtlinie bezeichnet), wurde ein weite­
rer wesentlicher Schritt zur Vollendung eines von funktionsfähigen Elektrizitätsbinnenrnarktes gesetzt. 

Bei der Ausgestaltung der Änderungen gegenüber der Richtlinie 96/92/IEG ist die Europäische Union 
davon ausgegangen, dass die Haupthindernisse ftlr einen voll funktionsfahigen und wettbewerbsorien­
tierten Binnenmarkt unter anderem mit dem Netzzugang, der Tarifierung und einer unterschiedlichen 
Marktöffnung in den verschiedenen Mitgliedstaaten zusammenhingen und ein funktionierender Wett­
bewerb voraussetzte, dass der Netzzugang nichtdiskriminierend, transparent und zu angemessenen 
Preisen gewährleistet sei. Dabei sei ein nichtdiskriminierender Zugang zum Netz des Übertragungs­
oder des Verteilernetzbetreibers von größter Bedeutung. 

Zentrales Anliegen der Revisionsrichtlinie ist es, die Mitgliedstaaten zu veranlassen, jene Instrumente 
in den nationalen Rechtsordnungen zu verankern, die zur Erreichung eines nichtdiskriminerenden 
Netzzugangs aller Marktteilnehmer erforderlich sind. Um einen effizienten und nichtdiskriminierenden 
Netzzugang zu gewährleisten, sieht die Richtlinie vor, dass die Übertragungs- und Verteilernetze durch 
unterschiedliche Rechtspersonen betrieben werden. Dabei muss jedoch zwischen einer rechtlichen 
Trennung und der Entflechtung hinsichtlich der EigenturnsverhäItnisse unterschieden werden. Der Un­
terschied zwischen rechtlicher Trennung des Netzbetriebs und Entflechtung in Bezug auf die Eigen­
tumsverhältnisse wird in der Richtlinie mehrfach angesprochen. Aus den Erwägungsgrtlnden kann 
durchaus gefolgert werden, dass es den Intentionen der Richtlinie entspricht, dass der mit der Entflech­
tung verbundene Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem damit verbundenen Nutzen steht 
(Erwägungsgrund 8). 

Die in der Richtlinie vorgesehene Trennung bedingt keine Änderung der Eigentümerschaft an den 
Vermögenswerten. Jedoch ist ein nichtdiskriminierender Entscheidungsprozess durch organisatorische 
Maßnahmen zur Unabhängigkeit des zuständigen Entscheidungsträgers sicher zu stellen. 

Neben der rechtlichen Trennung des Netzbetriebs von den übrigen Funktionen vertikal integrierter Un­
ternehmen ist in der Revisionsrichtlinie auch der regulierte Netzzugang als weiteres Instrument zur 
Gewährleistung eines diskrirninierungsfreien Zugangs der Marktteilnehmer zum Netz verankert, der in 
der Verpflichtung der Mitgliedstaten besteht durch geeignete Maßnahmen sicher zu stellen, dass die 
Tarife für den Netzzugang transparent und nichtdiskriminierend sind und unterschiedslos für alle Netz­
benutzer gelten. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Revisionsrichtlinie bildet die obligatorische Verankerung von Regu­
lierungsbehörden, die über bestimmte Mindestzuständigkeiten zu verfUgen haben. Sie sollen insbeson­
dere befugt sein, die Tarife oder wenigstens die Methoden zur Berechnung der Tarife filr die Übertra­
gung und Verteilung festzulegen oder zu genehmigen. Dabei ist sicher zu stellen, dass die Tarife filr die 
Übertragung und Verteilung nichtdiskriminierend und kostenorientiert sind. Weiters haben die Mit­
gliedstaaten dafür Sorge tragen, dass Hauhalts-Kunden und Kleinunternehmen das Recht auf Versor­
gung mit Elektrizität einer bestimmten Qualität zu leicht vergleichbaren, transparenten und angemesse­
nen Preisen haben. Zur Gewährleistung dieser Grundversorgung haben die Mitgliedstaaten, den Vertei­
lerunternehmen die Verpflichtung aufzuerlegen, Kunden zu Allgemeinen Tarifpreisen und Bedingun­
gen an ihr Netz anzuschließen und sicher zu stellen, dass Verträge mit Haushaltskunden bestimmte 
Mindestkriterien zu erfi1l1en haben. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt der Revisionsrichtlinie besteht in der Verpflichtung der Mitgliedstaa­
ten, sicher zu stellen, dass den Kunden ein bestimmtes Mindestmaß an Information über die zur Stro­
merzeugung eingesetzten Primärenergiequellen zur Verfügung gestellt wird. 

Im Interesse der Versorgungssicherheit sind neue Kapazitäten oder Energieeffizienz- oder Nachfrage­
steuerungsmaßnahmen über ein Ausschreibungsverfahren oder ein hinsichtlich Transparenz und 
Nichtdiskriminierung gleichwertiges Verfahren bereitzustellen und zu treffen. 

In Bezug auf Versorgungssicherheit ist schließlich die Einrichtung eines Monitorings vorgesehen, das 
auch den Regulierungsbehörden übertragen werden kann. Dieses Monitoring betrifft insbesondere das 
Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf dem heimischen Markt, die erwartete Nachfrageent-
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wicklung, die in der Planung und im Bau befmdlichen zusätzlichen Kapazitäten, die Qualität und den 
Umfang der Netzwartung sowie Maßnahmen zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur Bewälti­
gung von Ausfiil1en eines oder mehrerer Versorger. 

2. Anpassungsbedarf 

Das Österreichische Elektrizitätsrecht hat die in der Revisionsrichtlinie neu vorgesehenen Änderungen 
im Wesentlichen weitgehend vorweggenommen, sodass der tatsächliche Anpassungsbedarf des Elektri­
ziätswirtschafts- und -organisationsgesetzes an die geänderten gemeinschaftsrechtlichen Rahmenbedin­
gungen gering ist. 

So wurde etwa bereits in der Stammfassung des Elektrizitätswirtschafts- und -organisations gesetzes, 
BGBI. I Nr. 143/1998, das nunmehr obligatorisch vorgesehene System des regulierten Netzzugangs 
verankert. Durch die Verankerung der Genehmigungspflicht fUr die Allgemeinen Bedingungen der 
Verteilernetzbetreiber sowie die Bestimmung der Systemnutzungstarife durch die Regulierungsbehörde 
wurde auch dem Erfordernis des Verbraucherschutzes in bestmöglicher Weise Rechnung getragen. Ü­
ber Verlangen der Energie-Control Kommission haben Betreiber von Verteilernetzen auch Änderungen 
der Allgemeinen Bedingungen vorzunehmen. Weiters sind Verteilernetzbetreiber verpflichtet, allen 
Kunden und Erzeugern innerhalb des von ihrem Verteilnetz abgedeckten Gebietes Zugang zu ihrem 
System zu gewähren. 

Durch die im Artikel 7 bis 9 des Energieliberalisierungsgesetzes, BGBL I Nr. 12112000, erfolgten Än­
derungen des Elektrizitätsrechts wurde filr den Elektrizitätsbereich eine Regulierungsbehörde einge­
richtet, die den in der Revisionsrichtlinie gestellten Anforderungen entspricht sowie jene rechtlichen 
Rahmenbedingungen geschaffen, die filr das Funktionieren eines Ausgleichsenergiemarktes erforder­
lich sind. Ebenfalls zum gegenwärtigen Zeitpunkt bereits gesetzlich verankert ist die Verpflichtung der 
Übertragungsnetzbetreiber, den Betrieb des Übertragungsnetzes einem unabhängigen Netzbetreiber zu 
übertragen. 

Durch die ab ]. Juli 2004 vorgesehene Informationspflicht der Stromhändler, ihre Endverbraucher über 
den Anteil an verschiedenen Primärenergieträgern, auf deren Basis die gelieferte elektrische Energie 
erzeugt wurde, zu informieren und diesen auf den Stromrechnungen auszuweisen, wird auch die in der 
Richtlinie neu zum Ausdruck gebrachte "Transparenz" der mit der Stromerzeugung verbundenen Um­
weltbelastungen Rechnung getragen. 

Bei den ebenfalls neu in der Richtlinie enthaltenen Bestimmungen über die Versorgungssicherheit han­
delt es sich um Regelungen, die im Österreichischen System des Energierechts systematisch dem Ener­
gielenkungsrecht zuzuordnen sind. Eine allenfalls erforderliche Umsetzung ist anlässlich der im Jahre 
2005 anstehenden Verlängerung des Energielenkungsgesetzes1982 in Aussicht genommen. 

Ein Anpassungsbedarf im Rahmen des vom Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz abge­
deckten Sachgebietes ergibt sich sohin lediglich in Bezug auf die in der Revisionsrichtlinie vorgesehe­
ne rechtliche und organisatorische Entflechtung von Verteilernetzbetreibern, die zu einem vertikal in­
tegrierten Unternehmen gehören. 

3. Zur Systematik der Umsetzung 

Nach herrschender Judikatur, Lehre und Praxis bildet die Organisation der Elektrizitätswirtschaft einen 
Kernbereich der Materie des Elektrizitätswesens im Sinne des Art. 12 Abs. 1 Z 5 B-VG. Entsprechend 
diesem Konzept beschränken sich daher die im vorliegenden Entwurf enthaltenen Bestimmungen auf 
die Grundsatzgesetzgebung, in d~ren Rahmen die Länder ermächtigt sind, Ausfilhrungsgesetze zu er­
lassen. 

Aus den Erwägungsgrilnden und auf Grund des Umstandes, dass die in den energierechtlichen Vor­
schriften enthaltenen Eingriffsmöglichkeiten der ReguJierungsbehörden im Wesentlichen dem von der 
Revisionsrichtlinie vorgegebenen Standard entsprechen, erscheint es zweckmäßig, dass der mit der Ent­
flechtung verbundene Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem damit verbundenen Nutzen 
steht. 

In systematischer Hinsicht sieht der vorliegende Entwurf vor, dass die in der Richtlinie enthaltenen Be­
stimmungen fiber die Entflechtung, die die Betreiber von Verteilernetzen zu erfüllen haben, als Kon­
zessionsvoraussetzungen im § 26 EIWOG verankert werden. BezOglich bestehender Verteilerunter­
nehmen ist vorgesehen, dass diese bis spätestens I. Jänner 2006 ein Unternehmen zu benennen haben, 
auf das die Konzessionsvoraussetzungen zutreffen und an das die Konzession im bisherigen Umfang zu 
übertragen ist. 

Konzessionsbehörde ist - entsprechend dem bewährten, tra<iitioneUen Konzept des österreichischen E­
lektrizitätswesens - die Landesregierung. 
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Besonderer Teil 

Zu Z 1 bis 6 (§ 7) 

Durch die Änderung des § 7 werden die Begriffsbestimmungen an die in der Revisionsrichtlinie nunmehr 
enthaltenen Definitionen angepasst. 

Zur Bennennung der Übertragungsnetzbetreiber wurde von der Definition des "Übertragungsnetzes" im 
EIWOG bzw. der Definition des "Transportnetzes" in der ÖNORM M7102, ausgegangen, wo der überre­
gionale Transport von elektrischer Energie im Vordergrund steht. Um Unklarheiten bei der Auslegung zu 
vermeiden. werden jene drei Netzbetreiber, die in Österreich diese Aufgabe wahrnehmen, namentlich 
benannt. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang insbesondere die geänderte Umschreibung des Begriffes 
.. vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen", der nunmehr nicht nur auf rechtlich-organisatorisch selb­
ständige Einheiten oder Konzernunternehmen Anwendung emdet, sondern auch Unternehmensgruppen 
umschreibt, die in einem bestimmten Rechtsverhältnis zueinander stehen. 

Zu Z 8 (§ 22 Abs. 1) 

§ 22 Abs. ] enthält neben der namentlichen Benennung der Übertragungsnetzbetreiber, denen auch die 
Funktion eines Regelzonenfilhrers zukommt, auch die formelle Umsetzung des in Artikel 10 der Revisi­
onsrichtlinie enthaltenen Regelung über die Entflechtung der Übertragungsnetzbetreiber. Da eine Ent­
flechtung der Übertragungsnetzbetreiber auch nach der bisherigen Rechtslage geboten war, wird durch 
die aus formeHen Gründen gebotene Neuregelung kein unmittelbarer Handlungsbedarf der Übertragungs­
netzbetreiber in rechtlich-organisatorischer Hinsicht begründet. 

Zu Z 9 (§ 26 Abs. 3) 

Durch die Verankerung der Entflechtungsvorschriften in den Bestimmungen über die Konzessionsvoraus­
setzungen wird den Zielsetzungen. die Entflechtung der Verteilernetzbetreiber in einer dem System des 
österreichischen Elektrizitätsrecht optimal entsprechenden Weise innerstaatlich zu verankern, entspro-
chen. . 

Bei den in den Z I bis 4 enthaltenen Konzessionsvoraussetzungen handelt es sich um Mindestvorausset­
Zlmgen, die vom Konzessionsträger jedenfalls zu emlllen sind. Darüber hinaus sollte in den Ausfilh­
rungsgesetzen der Behörde die Möglichkeit eröffuet werden, durch die Vorschreibung von Bedingungen 
und Auflagen auf den Einzelfall abgestimmte Maßnahmen vorzuschreiben, durch die die Unabhängigkeit 
des Konzessionsträgers gewährleistet wird. Die Vorschreibung von Auflagen wäre insbesondere in jenen 
Fällen geboten, in denen der Trager der Konzession keinen Aufsichtsrat aufweist, jedoch Bestandteil 
eines vertikal integrierten Elektrizitätsunternehmens ist. 

Auf Grund der Struktur der österreichischen VerteiIernetzbetreiber erscheint es angemessen, nur jene 
Betreiber von Verteilernetzen von den Vorschriften des Unbundlings auszunehmen, an deren Netz weni­
ger als 50 000 Kunden angeschlossen sind. 

Die Zu lässigkeit des Betriebes eines Übertragungs- und Verteilernetzes durch einen gemeinsamen 
Rechtsträger ergibt sich aus dem letzten Satz. 

Eine gemeinsame Betriebsführung von Netzen für elektrische Energie, Erdgas und sonstige leitungsge­
bundene Sparten in einem Unternehmen ist zulässig. 

Zu Z 9 (§ 26 Abs. 4) 

Diese Bestimmung entspricht Artikel 15 Absatz 2 Pkt. c) der Revisionsrichtlinie. 

Zu Z 9 (§ 26 Abs. 5) 

Diese Bestimmung kommt nur in jenen Fällen zum Tragen, in denen ein Aufsichtsrat Organ des Rechts­
trägers ist. Auf die Ausführungen zu Z 9 (§ 26 Abs. 3) wird in diesem Zusammenhang hingewiesen. 

Zu Z 12 (§ 68a) 

§ 68a kommt bezüglich der Entflechtung von Verteilernetzbetreibern, die am 1. Juli 2004 Träger einer 
Konzession gemäß § 26 EIWOG sind zentrale Bedeutung zu. Abs. 1 sieht vor, dass vertikal integrierte 
Elektrizitätsunternehmen oder Unternehmen, die zu einem vertikal integrierten Unternehmen gehören 
(z.B. VerteiIerunternehmen, die mit Elektrizitätsunternehmen im Bereich Erzeugung oder StromhandeI im 
Sinne des § 228 HGB verbunden sind) bis spätestens I. Jänner 2006 ein Unternehmen zu benennen ha­
ben, das die Konzessionsvoraussetzungen erfüllt. Sofern das benannte Unternehmen die Konzessionsvor­
aussetzungen erfüllt, besteht ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Konzession im bisherigen Umfang. 
Dieser gesetzliche Rechtsanspruch findet Anwendung für alle in Frage kommenden AnwendungsfäHe, 
unabhängig davon, ob die ,,Ausgliederung" der Erzeugung und des Stromverkaufes aus dem vertikal 
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integrierten Unternehmen oder eben die "Ausgliederung" des Verteilernetzes vorgenommen wird. 
Kommt ein Verteilerunternehmen seiner Verpflichtung zur Benennung eines geeigneten Konzessionsträ­
gers nicht nach, hat die Landesregierung gegen den bisherigen Konzessionsträger ein Entziehungsverfah­
ren einzuleiten. Auch im Falle der Benennung des bisherigen Konzessionsträgers ist ein Konzessionsver­
fahren entsprechend der in Ausfilhrung des § 26 EIWOG ergangenen landesgesetzlichen Bestimmungen 
durchzuführen. 
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Textgegenliberstellung 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Änderung des Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetzes (EIWOG) 

§ 7. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet der Ausdruck 

1. bis 17 .... 

18. bis 40 .... 

41. bis 42 .... 
43. "Versorgung" die Lieferung oder den Verkauf von Elektrizität an Kun­

den; 

44. bis 45 .... 
46. "vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen" ein Elektrizitätsunter­

nehmen, das mindestens zwei der folgenden Funktionen wahrnimmt: 
a) Erzeugung und Stromhandel; 
b) Übertragung und 
c) Verteilung 
von Elektrizität; 

lEi WOG-Novelle 2004 - V-ErI-G == 2004-01-19.docl 

§ 7. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet der Ausdruck 

1. bis 17 .... 
17a. "horizontal integriertes Elektrizitätsunternehmen" ein Unternehmen, das 

mindestens eine der Funktionen kommerzielle Erzeugung, Übertragung, 
Verteilung von oder Versorgung mit Elektrizität wahrnimmt und das au­
ßerdem eine weitere Tätigkeit außerhalb des Elektrizitätsbereichs ausübt; 

18. bis 40 .... 
40a. "Übertragungsnetzbetreiber" eine natürliche oder juristische Person, die 

verantwortlich tUr den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls 
den Ausbau des Übertragungsnetzes und gegebenenfalls der Verbin­
dungsleitungen zu anderen Netzen sowie rur die Sicherstellung der lang­
fristigen Fähigkeit des Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Über­
tragung von Elektrizität zu befriedigen, ist; Übertragungsnetzbetreiber 
sind die Verbund Austrian Power Grid AG, die Tiroler Regelzonen AG 
und die VKW - Übertragungsnetz AG 

41. bis 42 .... 
43. "Versorgung" den Verkauf einschließlich des Weiterverkaufs von Elekt­

rizität an Kunden; 
43a. "Verteilernetzbetreiber" eine natürliche oder juristische Person, die ver­

antwortlich ist tur den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den 
Ausbau des Verteilernetzes in einem bestimmten Gebiet und gegebenen­
falls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen sowie tUr die Sicher­
stellung der langfristigen Fähigkeit des Netzes, eine angemessene Nach­
frage nach Verteilung von Elektrizität zu befriedigen; 

44. bis 45 .... 
46. "vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen" ein Unternehmen oder 

eine Gruppe von Unternehmen, deren gegenseitige Beziehungen durch 
Rechte, Verträge oder andere Mittel begrUndet werden, die einzeln oder 
zusammen unter Berücksichtigung aller tatsächlichen oder rechtlichen 
Umstände die Möglichkeit gewähren, einen bestimmenden Einfluss auf 
die Tätigkeit eines Unternehmens, insbesondere durch 
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47 .... 
48. "KWK-Anlagen" ("Kraftwännekopplungsanlagen") Anlagen zur Erzeu· 

gung von elektrischer Energie, in denen aus Primärenergieträgern gleich· 
zeitig elektrische Energie und Nutzwänne erzeugt wird, wobei die Nutz· 
wärme der öffentlichen Fernwärmeversorgung dient; 

49. '" 

§ 8. (1) und (2) 

(3) Integrierte Elektrizitätsunternehmen sind darüber hinaus verpflichtet, 
I. eigene Konten im Rahmen von Rechnungskreisen ftlr ihre 

a) Erzeugungs- und Stromhandelstätigkeiten; 
b) Übertragungstätigkeiten; 
c) Verteilungstätigkeiten 
zu ftlhren. 

2. die Bilanzen und Ergebnisrechnungen der einzelnen Rechnungskreise 
sowie deren Zuweisungsregeln zu veröffentlichen; 

3. konsolidierte Konten rur Aktivitäten außerhalb des Elektrizitätsbereiches 
zu ftlhren und eine Bilanz sowie eine Ergebnisrechnung zu veröffentli· 
ehen. 

§ 22. (Grundsatzbestimmung) (I) Die AusfUhrungsgesetze haben fUr die 
vom Übertragungsnetz der Austrian Power Grid GmbH, der Tiroler Wasserkraft­
werke Aktiengesellschaft und der Vorarlberger Kraftwerke Aktiengesellschaft 
abgedeckten Netzbereiche vorzusehen, dass jeweils ein Regelzonenbereich gebil­
det wird. Die Übertragungsnetze dieser Unternehmen sind jeweils einem unab­
hängigen Netzbetreiber zu Ubertragen. Diese unabhängigen Netzbetreiber sind als 

[EI WOG-Novelle 2004 - V-ErI-G = 2004-01-19.doc] 

a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit oder an Teilen des 
Vermögens des Unternehmens; 

b) Rechte oder Verträge, die einen bestimmenden Einfluss auf die Zu­
sammensetzung, die Beratungen oder Beschlüsse der Organe des Un­
ternehmens gewähren, 

auszuüben, wobei das betreffende Unternehmen bzw. die betreffende 
Gruppe mindestens eine der Funktionen Übertragung oder Verteilung 
und mindestens eine der Funktionen Erzeugung von oder Versorgung mit 
Elektrizität wahrnimmt; 

47 .... 
48. "Zählpunkt" Einspeise- oder Entnahmepunkt, an dem ein Wirkenergie­

fluss zähltechnisch erfasst und registriert wird. 

49 .... 

§ 8. (1) und (2) 

(3) Integrierte Elektrizitätsuntemehmen sind darüber hinaus verpflichtet, 
I. eigene Konten im Rahmen von Rechnungskreisen ftir ihre 

a) Erzeugungs- und Stromhandelstätigkeiten; 
b) Übertragungstätigkeiten; 
c) Verteilungstätigkeiten 
zu ftihren. 

2. die Bilanzen und Ergebnisrechnungen der einzelnen Rechnungskreise 
sowie deren Zuweisungsregeln zu veröffentlichen; 

3. konsolidierte Konten rur Aktivitäten außerhalb des Elektrizitätsbereiches 
zu fUhren und eine Bilanz sowie eine Ergebnisrechnung zu veröffentli­
chen. 

Einnahmen aus dem Eigentum am Übertragungs- oder Verteilernetz sind in den 
Konten gesondert auszuweisen. 

§ 22. (Grundsatzbestimmung) (I) Die Ausftihrungsgesetze haben ftir den 
Bereich der von den Übertragungsnetzen abgedeckt wird, die von der Verbund 
Austrian Power Grid AG, die Tiroler Regelzonen AG und VKW • Übertragungs­
netz AG betrieben werden, vorzusehen, dass jeweils ein Regelzonenbereich ge­
bildet wird. Zur Sicherstellung der Unabhängigkeit der Übertragungsnetzbetrei­
ber haben die AusfUhrungsgesetze eine sinngemäße Anwendung der im § 26 
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RegelzonenfUhrer zu benennen. 

§ 26. (Grundsatzbestimmllng) (1) und (2) 

{EIWOO-Novelle 2004 - V-Erl-G = 2004.01-19.doc) 

Abs. 3 Z 1 bis 4 enthaltenen Grundsätze vorzusehen. Der gemeinsame Betrieb 
eines Übertragungs- und Verteilernetzes durch einen Regelzonenfilhrer ist unter 
der Voraussetzung zulässig, dass fUf das Übertragungs- und Verteilernetz eigene 
Rechnungskreise eingerichtet sowie die Bilanzen und Ergebnisrechnungen ge­
sondert ausgewiesen werden. DarUber hinaus sind die Zuweisungsregeln zu den 
einzelnen Rechnungskreisen zu veröffentlichen. 

§ 26. (Grundsatzbestimmung) (I) und (2) 

(3) Für Verteilernetzbetreiber, in deren Netz mehr als 50 000 Zählpunkte be­
stehen, haben die AusfUhrungsgesetze als Konzessionsvoraussetzung jedenfalls 
vorzusehen, dass Konzessionswerber, die zu einem vertikal integrierten Unter­
nehmen gehören, zumindest in ihrer Rechtsform, Organisation und Entschei­
dungsgewalt unabhängig von den Ubrigen Tätigkeitsbereichen sein mUssen, die 
nicht mit der Verteilung zusammenhängen. Weiters haben die AusfUhrungsgeset­
ze vorzusehen, dass im Falle einer Konzessionserteilung insbesondere auch durch 
entsprechende Auflagen oder Bedingungen sichergestellt wird, dass der Vertei­
lernetzbetreiber hinsichtlich seiner Organisation und Entscheidungsgewalt unab­
hängig von den übrigen Tätigkeitsbereichen eines vertikal integrierten Unterneh­
mens ist, die nicht mit der Verteilung zusammenhängen. Zur Sicherstellung die­
ser Unabhängigkeit in einem integrierten Elektrizitätsunternehmen ist insbeson­
dere vorzusehen, 

1. dass die rur die Leitung des Verteilernetzbetreibers zuständigen Personen 
nicht betrieblichen Einrichtungen des integrierten Elektrizitätsunterneh­
mens angehören, die direkt oder indirekt rur den laufenden Betrieb in den 
Bereichen Elektrizitätserzeugung und -versorgung zuständig sind; 

2. dass die berufsbedingten Interessen der fUr die Leitung des Verteiler­
netzbetreibers zuständigen Personen (Gesellschaftsorgane) in einer Wei­
se berUcksichtigt werden, dass deren Handlungsunabhängigkeit gewähr­
leistet ist, wobei insbesondere die Grunde rur die Abberufung eines Ge­
sellschaftsorgans des Verteilernetzbetreibers, in der Gesellschaftssatzung 
des Verteilernetzbetreibers klar zu umschreiben sind; 

3. dass rur Vermögenswerte, die fUr den Betrieb, die Wartung oder den 
Ausbau des Netzes erforderlich sind, die tatsächliche Entscheidungsbe­
fugnis des Verteilernetzbetreibers gewährleistet ist, wobei insbesondere 
sicher zu stellen ist, dass diese unabhängig von dem integrierten Elektri­
zitätsunternehmen ausgeUbt wird; 

4. dass der Verteilernetzbetreiber ein Gleichbehandlungsprogramm auf­
stellt, aus dem hervorgeht, welche Maßnahmen zum Ausschluss diskri-
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§ 64. (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) (1) Sofern die Tat nicht 
den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand­
lung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer 
Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis 
zu 500 000 Schilling - ab I. Jänner 2002 mit 50 000 € zu bestrafen, wer 

1. seiner Verpflichtung zur Auskunft und Gewährung der Einsichtnahme 
gemäß § 10 nicht nachkommt; 

2. dem Verbot gemäß § 13 nicht entspricht. 
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minierenden Verhaltens getroffen werden; weiters sind Maßnahmen vor­
zusehen, durch die die ausreichende Überwachung der Einhaltung dieses 
Programms gewährleistet wird. In diesem Programm ist insbesondere 
festzulegen, welche Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf die Errei­
chung dieses Ziels haben. Der für die Aufstellung und Überwachung der 
Einhaltung des Gleichbehandlungsprogramms gegenUber der Landesre­
gierung benannte Gleichbehandlungsverantwortliche hat dieser und der 
Energie-Control GmbH jährlich einen Bericht Ober die getroffenen Maß­
nahmen vorzulegen und zu veröffentlichen. Die fUr die Überwachung des 
Gleichbehandlungsprogramms zuständige Landesregierung hat der Ener­
gie-Control GmbH jährlich einen zusammenfassenden Bericht tiber die 
getroffenen Maßnahmen vorzulegen und diesen Bericht zu veröffentli­
chen. 

(4) Abs. 3 Z 1 steht der Einrichtung von Koordinierungsmechanismen nicht 
entgegen, durch die sichergestellt wird, dass die wirtschaftlichen Befugnisse des 
Mutterunternehmens und seine Aufsichtsrechte über das Management im Hin­
blick auf die Rentabilität eines Tochterunternehmens geschUtzt werden. Insbe­
sondere ist zu gewährleisten, dass ein Mutterunternehmen den jährlichen Finanz­
plan oder ein gleichwertiges Instrument des Verteilernetzbetreibers genehmigt 
und generelle Grenzen fUr die Verschuldung seines Tochteruntemehmens fest­
legt. Weisungen bezüglich des laufenden Betriebs oder einzelner Entscheidungen 
über den Bau oder die Modernisicrung von Verteilerleitungen, die tiber den Rah­
men des genehmigten Finanzplans oder eines gleichwertigen Instruments nicht 
hinausgehen, sind unzulässig. 

(5) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass dem Aufsichtsrat von 
Verteilernetzbetreibern, die zu einem integrierten Unternehmen gehören, mindes­
tens zwei Mitglieder angehören, die von der Muttergesellschaft unabhängig sind. 

§ 64. (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) (I) Sofern die Tat nicht 
den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand­
lung bildet oder nach anderen Verwaltungsstratbestimmungen mit strengerer 
Strafe bedroht ist, begeht eine VerwaltungsUbertretung und ist mit Geldstrafe bis 
zu 500 000 Schilling ab 1. Jänner 2002 mit 50 000 € - zu bestrafen, wer 

1. seiner Verpflichtung zur Auskunft und Gewährung der Einsichtnahme 
gemäß § 10 nicht nachkommt; 

2. dem Verbot gemäß § 13 nicht entspricht; 
3. seiner Verpflichtung zur ErfUllung der Rechnungslegungsbestimmungen 

gemäß § 8 oder den Bestimmungen der gemäß § 8 Abs. 4 erlassenen 
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(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Ge­
richte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstraf­
bestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine VerwaltungsUbertre­
tung und ist mit Geldstrafe bis zu 30 000 Schilling - ab I. Jänner 2002 mit 3000 € 
- zu bestrafen, wer 

1. seiner Verpflichtung zur ErfUllung der Rechnungslegungsbestimmungen 
gemäß § 8 oder den Bestimmungen der gemäß § 8 Abs. 4 erlassenen 
Verordnung nicht nachkommt; 

2. seiner Anzeigepflicht gemäß dem § 14 nicht nachkommt; 
3. der Verpflichtung zur Auszeichnung gemäß § 25 nicht entspricht; 
4. seinen Meldepflichten gemäß § 36 nicht nachkommt; 
5. seiner Verpflichtung zur Vorlage von Daten gemäß § 52 nicht nach­

kommt. 
§ 62 Abs. 3 gilt. 

§ 68 .... 
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Verordnung nicht nachkommt. 

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Ge­
richte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen VerwaItungsstraf­
bestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine VerwaltungsUbertre­
tung und ist mit Geldstrafe bis zu 30 000 Schilling - ab 1. Jänner 2002 mit 3000 € 

zu bestrafen, wer 
1. seiner Anzeigepflicht gemäß dem § 14 nicht nachkommt; 
2. der Verpflichtung zur Auszeichnung gemäß § 25 nicht entspricht; 
3. seinen Meldepflichten gemäß § 36 nicht nachkommt; 
4. seiner Verpflichtung zur Vorlage von Daten gemäß § 52 nicht nach­

kommt. 
§ 62 Abs. 3 gilt. 

§ 68 .... 

Übergangsbestimmungen zur Novelle BGBI. I Nr ..... ./2004 

§ 68a. (1) (Grundsatzbestimmung) Die AusfUhrungsgesetzes haben vorzu­
sehen, dass vertikal integrierte Elektrizitätsunternehmen oder Unternehmen, die 
zu einem vertikal integrierten Unternehmen im Sinne des § 7 Z 46 gehören und 
die am 1. Juli 2004 Träger einer Konzession der in Ausftlhrung des § 26 erlasse­
nen landesgesetzlichen Bestimmungen sind, bis spätestens 1. Jänner 2006 der 
Landesregierung ein Unternehmen zu benennen haben, auf das die Konzession 
bei Erfilllung der Konzessionsvoraussetzungen zu übertragen ist. Bei Erftlllung 
der Konzessionsvoraussetzungen hat das benannte Unternehmen einen Rechtsan­
spruch auf Erteilung der Konzession in dem zum Zeitpunkt des lnkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes bestehenden Umfang. Die Benennung des bisherigen 
Konzessionsträgers ist zulässig, wenn die gesetzlich vorgesehenen Konzessions­
voraussetzungen erftlilt werden. Die Konzessionserteilung hat in Anwendung der 
in AusfUhrung des § 26 erlassenen Landesgesetzes zu erfolgen. Erstreckt sich das 
Verteilernetz über zwei oder mehrere Länder, haben die beteiligten Länder gemäß 
Art. 15 Abs. 7 B-VG vorzugehen. 

(2) (Grundsatzbestimmung) Abs. 1 findet keine Anwendung auf vertikal 
integrierte Elektrizitätsunternehmen oder Unternehmen, die zu einem vertikal 
integrierten Unternehmen im Sinne des § 7 Z 46 gehören, wenn die Anzahl der 
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bestehenden Zählpunkte SO 000 nicht übersteigt. 

(3) (Grundsatzbestimmung) Kommt ein vertikal integriertes Elektrizitäts­
unternehmen seiner Verpflichtung zur Benennung eines geeigneten Konzessions­
trägers gemäß Abs. 1 nicht nach, hat die Landesregierung gegen den bisherigen 
Konzessionsträger ein Konzessionsentziehungsverfahren gemäß § 37 einzuleiten 
und darUber dem Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit zu berichten. Zur 
Aufrechterhaltung des Netzbetriebes kann auch ein anderes Elektrizitätsunter­
nehmen in das Netz des bisherigen Konzessionsträgers eingewiesen werden. 
Erstreckt sich das Verteilernetz über zwei oder mehrere Länder, haben die betei­
ligten Länder gemäß Art. 15 Abs. 7 B-VG vorzugehen. 

(4) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, 
dass Bescheide, die im Widerspruch zu § 7 Z 40a stehen, spätestens sechs Monate 
nach Inkrafttreten des jeweiligen Ausfiihrungegesetzes außer Kraft treten. 

(5) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Kommt ein vertikal integrier­
tes Elektrizitätsunternehmen, dessen Netz sich über mehr als zwei Länder er­
streckt, seiner Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht nach, hat die Einweisung durch 
den Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit zu erfolgen. Die Behörde hat dem 
Elektrizitatsbeirat über ihre Tätigkeit im Rahmen ihrer Überwachungs- und Auf­
sichtsfunktion Bericht zu erstatten und in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 

(6) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Die im Zusammenhang mit­
der Entflechtung durchzuführenden Umstrukturierungen durch UmgrUndungen 
jeder Art erfolgen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge; dies gilt insbesondere ftlr 
Einbringungen. Die Umgründungsvorgänge sind von allen bundesgesetzlich 
geregelten Steuern, Abgaben und Gebühren befreit, die mit der GrUndung oder 
einer Vermögensübertragung verbunden sind. Diese Befreiungen gelten auch rur 
anlässlich der Umstrukturierung begrUndete Rechtsverhältnisse, insbesondere 
Bestandsverträge, Dienstbarkeiten, sowie Darlehens- und Kreditverträge. Die 
UmgrUndungsvorgänge gelten als nicht steuerbare Umsätze im Sinne des 
UStG 1994, BGBI. Nr. 663, in der geltenden Fassung; der Übemehmer tritt rur 
den Bereich der Umsatzsteuer unmittelbar in die Rechtsstellung des Übertragen­
den ein. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Umgründungssteuergesetzes, 
BGBI. 69911991, in der geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass das Umgrün­
dungssteuergesetz auch dann anzuwenden ist, wenn kein Teilbetrieb im Sinne des 
UmgrUndungssteuergesetzes vorliegt. 

(7) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Wenn im Zusammenhang 
mitder Durchfiihrung der Entflechtung auch das Eigentum am betreffenden Netz 
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§ 71. (1) bis (6) 

§ 71. (7) ... 
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einschließlich der dazugehörigen Hilfseinrichtungen auf den Netzbetreiber über­
tragen wird, gehen vertraglich oder behördlich begründete Dienstbarkeits- und 
Leitungsrechte an Liegenschaften und sonstige fUr den sicheren Betrieb und den 
Bestand des Netzes einschließlich der dazugehörigen Hilfseinrichtungen erforder­
liche Rechte auf den Netzbetreiber von gesetzeswegen über. Wenn zum Zweck 
der Durchftihrung der Entflechtung andere zur Gewährleistung der Funktion des 
Netzbetreibers notwendigen Nutzungsrechte am betreffenden Netz übertragen 
werden, sind sowohl der Netzeigenrumer als auch der diese anderen Nutzungs­
rechte Ausilbende berechtigt, die Nutzungsrechte in Anspruch zu nehmen. 

§ 71. (l) bis (6) 

(6a) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Die Länder haben die Aus­
fUhrungsgesetze zu den, im Bundesgesetz BGBL I Nr. xxxl2004 enthaltenen 
Grundsatzbestimmungen innerhalb von sechs Monaten vom Tag der Kundma­
chung des BGBL I Nr. xxxl2004 zu erlassen und in Kraft zu setzen. 

§ 71. (7) ... 
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